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Drucksache V/3317 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. Mai 1967 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ghana über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen 

— Drucksache V/2924 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


Der obengenannte Gesetzentwurf — Drucksache 
V/2924 — wurde in der 180. Sitzung des Deutschen 
Bundestages an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittefstandsfragen federführend und an den Aus- 
wärtigen Ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der jetzt vorliegende Vertrag vom 19. Mai 1967 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Ghana über die Förderung von Kapital- 
anlagen entspricht wiederum in seinem Aufbau den 
schon zuvor vom Bundestag ratifizierten Kapital- 
förderungsverträgen, die die Anlage privaten deut- 
schen Kapitals sowie den Transfer von Erträgen und 
Liquidationscrlöisen auf Grundlage eines völker- 
rechtlichen Vertrages sichern. Auch der Vertrag mit 
der Republik Ghana verfolgt diesen Zv/eck, obgleich 
es bei den Verhandlungen nicht voll gelungen ist, 
den materiellen Gehalt des Mustervertrages, den 
die Bundesrepublik in der Regel zur Grundlage 


ihrer Verhandlungen macht, ganz durchzusetzen. So 
kann z. B. bei Kapitalanlagen deutscher Investoren 
in der Republik Ghana der Transfer von Erträgen 
auf jährlich 12 Vo des Wertes der Kapitalanlage und 
im Falle der Liquidation auf jährlich 20 Tu des 
Liquidationserlöscs von der ghanaischen Regierung 
beschränkt werden. Nicht befriedigt hat den Aus- 
schuß die Bestimmung in Ziffer 8 des Protokolls, 
nach der trotz der in Artikel 9 vorgesehenen Rück- 
wirkung der Vertragsbestimmungen auf den 6. März 
19v57 solche Kapitalanlagen, die zwischen diesem 
Zeitpunkt und dem Inkrafttreten des Vertrages vor- 
genommen worden sind, einer Sonderregelung 
unterworfen werden. 

Trotz dieser Bedenken hält der Ausschuß in Über- 
einstimmung mit dem mitbeteiligten Auswärtigen 
Ausschuß den Schutz des deutschen Investors für ge- 
sichert und empfiehlt einstimmig, dem Ratifikations- 
gesetz zuzustimmen. 


Bonn, den 1. Oktober 1968 


Lenders 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2924 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 1. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Lenders 

Berichterstatter 
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